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Der Bundestag wolle beschließen, 
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Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes 

— Drucksache V/673 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
in der Fassung vom 8. August 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 649), zuletzt geändert durch das Haushalts- 
sicherungsgesetz vom 20. Dezember 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2065), wird wie folgt geändert: 

§ 63 erhält folgende Fassung: 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 
unverändert 


„§ 63 


(1) Ein Soldat, der 

1. als Angehöriger des fliegenden Personals 
von Strahlflugzeugen während des Flug- 
dienstes, 

2. als Angehöriger des besonders gefährde- 
ten sonstigen fliegenden Personals wäh- 
rend des Flugdienstes, 

3. als Angehöriger des springenden Perso- 
nals der Luftlandetruppen während des 
Sprungdienstes, 

4. im Bergrettungsdienst während des Ein- 
satzes und der Ausbildung, 

5. als Kampfschwimmer oder Minentaucher 
während des Kampfschwimmer- oder Mi- 
nentaucherdienstes, 

6. als Minendemonteur während des dienst- 
lichen Einsatzes an Minen unter Wasser, 

7. als Angehöriger des Versuchspersonals 
während der dienstlichen Erprobung von 
Minen und ähnlichen Kampfmitteln, 
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8. als Angehöriger des besonders gefähr- 
deten Munitionsuntersuchungspersonals 
während des dienstlichen Umgangs mit 
Munition oder 

9. im besonders gefährlichen Einsatz mit 
tauchfähigen Landfahrzeugen oder 
schwimmfähigen gepanzerten Landfahr- 
zeugen 

einen Unfall erleidet, erhält neben einer Versor- 
gung nach diesem Gesetz bei Beendigung des Dienst- 
verhältnisses eine einmalige Unfallentschädigung, 
wenn er infolge des Unfalls in seiner Erwerbsfähig- 
keit in diesem Zeitpunkt um mehr als neunzig vom 
Hundert beeinträchtigt ist, es sei denn, daß der Un- 
fall offensichtlich nicht auf die eigentümlichen Ver- 
hältnisse des Dienstes nach den Nummern 1 bis 9 
zurückzuführen ist. 

(2) Ist ein Soldat an den Folgen eines Unfalls 
der in Absatz 1 bezeichneten Art verstorben, so er- 
halten eine einmalige Unfallentschädigung 

1. die Witwe sowie die nach diesem Gesetz 
versorgungsberechtigten ehelichen Kinder, 
für ehelich erklärten oder an Kindes Statt 
angenommenen Kinder und Kinder aus 
nichtigen Ehen, die die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes haben, 

2. die Eltern sowie die nicht nach diesem 
Gesetz versorgungsberechtigten ehelichen 
Kinder, für ehelich erklärten oder an Kin- 
des Statt angenommenen Kinder und Kin- 
der aus nichtigen Ehen, die die rechtliche 
Stellung eine ehelichen Kindes haben, 
wenn Hinterbliebene der in Nummer 1 be- 
zeichneten Art nicht vorhanden sind, 

3. die Großeltern und Enkel, wenn Hinter- 
bliebene der in den Nummern 1 und 2 be- 
zeichneten Art nicht vorhanden sind, 

(3) Die einmalige Unfallentschädigung beträgt 

1. achtzigtausend Deutsche Mark im Falle 
des Absatzes 1 Nr. 1, 

2. vierzigtausend Deutsche Mark im Falle 
des Absatzes 1 Nr. 2 bis 9, 

3. insgesamt vierzigtausend Deutsche Mark 
im Falle des Absatzes 2 Nr. 1 in Verbin- 
dung mit Absatz 1 Nr. 1, 

4. insgesamt zwanzigtausend Deutsche Mark 
im Falle des Absatzes 2 Nr. 1 in Verbin- 
dung mit Absatz 1 Nr. 2 bis 9, 

5. insgesamt zwanzigtausend Deutsche Mark 
im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 in Verbin- 
dung mit Absatz 1 Nr. 1, 

6. insgesamt zehntausend Deutsche Mark im 
Falle des Absatzes 2 Nr. 2 in Verbindung 
mit Absatz 1 Nr. 2 bis 9, 

7. insgesamt zehntausend Deutsche Mark im 
Falle des Absatzes 2 Nr. 3 in Verbindung 
mit Absatz 1 Nr. 1, 
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8. insgesamt fünftausend Deutsche Mark im 
Falle des Absatzes 2 Nr. 3 in Verbindung 
mit Absatz 1 Nr. 2 bis 9. 

Sie wird nicht gewährt, wenn der Verletzte den Un- 
fall vorsätzlich herbeigeführt hat. 

(4) Der Bundesminister der Verteidigung be- 
stimmt im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Gruppen 
von Soldaten, die zu dem Personenkreis des Ab- 
satzes 1 gehören, und die Verrichtungen, die Dienst 
im Sinne des Absatzes 1 sind. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für 
andere Angehörige des öffentlichen Dienstes im Be- 
reich der Bundeswehr, zu deren Dienstobliegenhei- 
ten Tätigkeiten der in Absatz 1 bezeichneten Art ge- 
hören. 

(6) § 46 gilt entsprechend." 


Artikel I a 

Hinterbliebenen nach § 63 Abs. 2 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes von Angehörigen des fliegen- 
den Personals von Strahlflugzeugen, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eine einmalige Unfall- 
entschädigung erhalten haben, wird auf Antrag ein 
Ausgleich in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi- 
schen der bisherigen Leistung und der Unfallent- 
schädigung nach Artikel I dieses Gesetzes gewährt. 
Der Antrag ist innerhalb von einem Jahr nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes zu stellen. 


Artikel Ib 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Soldaten Versorgungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzugeben, nötigenfalls 
die Paragraphenfolge zu ändern und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel II Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April unverändert 

1966 in Kraft. 
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